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Kurzmeldungen

Diebe stahlen
Autoersatzteile Innsbruck – Eifersucht war

das Motiv für die brutale
Attacke in der Nacht zum
5. April in Hötting. Wie be-
richtet, hat ein 37-jähriger
Tschetschene einen türki-
schen Autolenker (25) mit
einer Pistole bedroht und
mit Faustschlägen durchs
offene Seitenfenster dessen
Nase gebrochen. Das ge-
schockte Opfer flüchtete mit
dem Auto, fuhr dabei aber

gegen einen Baucontainer.
Wie die Ermittlungen der
Polizei ergaben, hatte der
Tschetschene aus Eifersucht
zugeschlagen. Auslöser war,
dass der Autofahrer seine
Arbeitskollegin nach Hause
gebracht hatte, mit der der
Tschetschene vor einiger
Zeit liiert war. Der 37-Jähri-
ge flüchtete nach dem An-
griff, stellte sich aber später
der Polizei. (TT)

Oetz – Die Polizeiinspek-
tion Oetz ermittelt nach
dreisten Diebstählen auf
dem Gelände eines Unter-
nehmens. Unbekannte Tä-
ter haben am vergangenen
Wochenende Autoersatz-
teile gestohlen. Der Scha-
den liegt im vierstelligen
Bereich. Die Diebe konn-
ten vorerst unerkannt ent-
kommen. (TT)

Mit einem „Crazy Bike“ für den Klimaschutz
Innsbruck – Der Traum vom
eigenen Fantasierad ist für
die Drittklässlerin Maria Ho-
fer aus Mayrhofen am Freitag
in Erfüllung gegangen. Beim
„Crazy-Bike-Malwettbewerb“
von Land Tirol und Klima-
bündnis Tirol holte die Acht-
jährige den ersten Platz. Ihr
buntes „Planeten-Bike“ wur-
de von Profis verkehrstaug-
lich nachgebaut und feierlich
übergeben. Ziel des „Crazy

Maria Hofer freut sich über ihr „Pla-
neten-Bike“. Foto: Klimabündnis Tirol/Lechner

Bike“-Malwettbewerbs ist es,
Schülerinnen und Schüler
der dritten und vierten Klasse
Volksschule für das Fahrrad
als umweltfreundliches und
schickes Verkehrsmittel zu
begeistern. Über 1400 Zeich-
nungen waren eingereicht
und von einer fachkundigen
Jury bewertet worden. In den
kommenden Wochen finden
nun noch die Bezirkspreisver-
leihungen statt. (TT)

Attacke aus Eifersucht

Vor allem bei Kontrollen in den Nachtstunden werden viele überladene Klein-Lkw beanstandet. Foto: Böhm

Der Kleinlaster wird
zum Transit-Trucker

Von Peter Nindler

Innsbruck – Drei Kleinlaster
mit polnischen Kennzeichen
fahren hintereinander auf
der Brennerbundesstraße.
Ein Bild, das sich wieder-
holt. Mit bis zu 3,5 Tonnen
Gewicht dürfen sie das, für
sie gelten auch keine Nacht-,
Wochenend- oder Feier-
tagsfahrverbote. Und auf
der Bundesstraße sparen sie
sich noch die Brennermaut.
Im Transportgewerbe macht
Kleinvieh Mist und den Gü-
terverkehr billiger. Darum
geht es den Unternehmern.

In der Transitbilanz von 2,25
Millionen Fahrten im Vorjahr
scheinen diese Transpor-
te nicht auf, gezählt werden
nur die großen Vierachser.

Oft wird der Kleinlaster al-
lerdings zum Transit-Trucker.
Der Leiter derVerkehrspolizei
Markus Widmann bestätigt
gegenüber der TT, dass man
auf diese Situation schon vor
Jahren reagiert habe. „Das ist

für uns kein neues Phäno-
men, wir haben die Kontrol-
len in Tirol intensiviert.“ Und
da bestätigt sich ein Trend:
Viele dieser Schwerverkehrs-
Sprinter sind überladen.
„Bei Kontrollen in der Nacht
gibt es immerhin bei fünf
bis zehn Fahrzeugen Bean-
standungen.“ Die Kleinlas-
ter sind auch deshalb häufig
überladen, weil sie ohnehin
schon viel Eigengewicht mit-
schleppen.

Zeit ist bekanntlich im
heiß umgekämpften Güter-
verkehr auf der Straße Geld:
Gesetzliche Einschränkun-
gen für die Fahrer sind kaum
vorhanden: Die Klein-Lkw
unterliegen keinen Fahrver-
boten und auch nicht den
Bestimmungen zu Lenk-
und Ruhezeiten, ergänzt
Widmann. Und auf der Auto-
bahn können sie einen Hun-
derter fahren.

Deshalb wird immer häu-
figer diese Transport-Lücke
ausgenützt, die Fahrer sind
außerdem vorwiegend in
osteuropäischen EU-Län-
dern angemeldet. Zu Dum-
pinglöhnen wird auf der bil-
ligen Transitachse gefahren.
Tirols Verkehrsreferentin
LHStv. Ingrid Felipe (Grü-
ne) sieht die Entwicklung
ebenfalls sehr kritisch. Für
sie steht fest: Es benötigt
verstärkte Maßnahmen ge-
gen die Umgehung der Be-
schränkungen des Schwer-
verkehrs durch den Einsatz
von Kleintransportern. Das
hat sich die schwarz-grüne
Landesregierung letztlich

zum Ziel gesetzt. Aber wie
soll ein Zurückdrängen des
„versteckten Transits“ durch
Tirol gelingen?

Für Felipe ist vor allem der
Bund gefordert, „Verkehrs-
minister Norbert Hofer (FPÖ)
muss konkrete Schritte in
der Straßenverkehrsordnung
setzen“. Ihr Optimismus hal-

te sich aber in Grenzen, denn
bisher sei der Verkehrsminis-
ter bei den Anti-Transit-Be-
strebungen Tirols nicht be-
sonders hilfreich gewesen,
sagt die Landeshauptmann-
stellvertreterin. „Bei der Ver-
kehrsreferentInnenkonfe-
renz in 14 Tagen ist aber die
Gelegenheit dazu.“ Das Die-
selprivileg begünstige natür-
lich ebenfalls die Kleintrans-
porter, und auf europäischer
Ebene fordert Felipe endlich
eine faire Wegekostenrichtli-
nie.„Diese muss den Schwer-
verkehr auf die Schiene brin-
gen und den Umgehungen
durch Kleintransporter einen
Riegel vorschieben.“

Immer öfter werden überladene Kleintransporter
herausgefischt, Land fordert Schritte gegen Umgehung.

„Der Bund muss
uns unterstützen,

es braucht geeignete
Maßnahmen gegen die
Umgehungen.“

LHStv. Ingrid Felipe/Grüne
(Verkehrsreferentin) Foto: Böhm

„Das ist für uns kein
neues Phänomen,

schon vor Jahren haben
wir deshalb die Kontrol-
len verschärft.“

Markus Widmann
(Chef der Verkehrspolizei) Foto: Böhm

Auch Pfarren klagten
auf Entschädigung

Innsbruck – Vor zehn Jahren
hat der Verfassungsgerichts-
hof die Diskussion über die
Gemeindegutsagrargemein-
schaften mit einer Grundsatz-
entscheidung auf den Kopf
gestellt. Die seinerzeitigen
Übertragungen von Grund-
stücken und Wäldern an rund
250 Agrargemeinschaften
wurden als verfassungswidrig
eingestuft, den Agrargemein-
schaftsmitgliedern lediglich
die Wald- und Weidenutzung
für den Eigenbedarf einge-
räumt. Wirtschaftlich ging
nach zähem Ringen um ein
neues Flurverfassungsgesetz
(Agrargesetz) alles an die Ge-
meinden zurück, auch das aus
Gemeindegut erwirtschaftete
Vermögen von rund 35 Milli-
onen Euro.

Nach erfolglosem Aufbe-
gehren gegen diese Entschei-
dungen probierten es 95 Ag-
rargemeinschaften mit 2800
Mitgliedern erneut. Unter Fe-
derführung von Agraranwalt
Bernd Oberhofer und dem
Verein zur Förderung der Ei-
gentümerinteressen in Tirol
klagten sie gegen die ihrer
Meinung nach „entschädi-
gungslosen Enteignungen“
in Höhe von 1,8 Milliarden
Euro. Das sollten die Gemein-
den zahlen. Eine Schweizer
Prozessfinanzierungsagentur
wurde engagiert, die im Er-
folgsfall u. a. 40 Prozent der
Entschädigung erhält.

Die Agrarbehörde wies die
Anträge wegen Unzuständig-
keit als unzulässig zurück,

aus der Sicht vom Vorstand
der Abteilung Agrargemein-
schaften, Bernhard Walser,
sind für solche Leistungs-
klagen die ordentlichen Ge-
richte zuständig. Möglich sei
auch eine Verfassungsklage
gegen das Tiroler Agrarge-
setz. Sowohl das Landesver-
waltungsgericht als auch der
Verfassungsgerichtshof folg-
ten dieser Einschätzung.

Ein Teil der Agrarfunktio-
näre wandte sich aber noch
an den Verwaltungsgerichts-
hof. Und der beendete jetzt
endgültig den innerösterrei-
chischen Instanzenzug. Die
Agrarbeschwerden wurden

ebenfalls abgelehnt, zuletzt
auch jene der Gemeinde-
gutsagrargemeinschaften
Ischgl, die von Bernd Ober-
hofer vertreten wird. Dort
verlangten die Mitglieder der
zwei Agrargemeinschaften
rund 130 Millionen Euro an
Entschädigung. Oberhofer
erklärte zuletzt immer wie-
der, dass ohnehin der Men-
schenrechtsgerichtshof im
französischen Straßburg das
Ziel sei. Aus seiner Sicht ist
das Substanzrecht der Orts-
gemeinde eine bloße Erfin-
dung. So weit, so gut.

Für Debatten in der Diöze-
se Innsbruck dürfte jedoch die
Beteiligung einzelner Pfarren
an den Millionen-Entschä-
digungsklagen gegen die Ge-
meinden sorgen. Schließlich
schloss sich auch Ischgl dem
gesamten Rechtsweg an. Nicht
nur im Paznaun ist das der
Fall. In einem anderen Dorf
hat die Pfarre auch mitgeklagt
und das, obwohl sie gleichzei-
tig die Gemeinde um großzü-
gige finanzielle Unterstützung
bei Instandhaltungsmaßnah-
men gebeten hat. Man darf
gespannt sein, wie Diöze-
sanbischof Hermann Glettler
diese Vorgangsweisen sieht.

Doch die Agrargeschichte
ist längst noch nicht zu Ende:
Nach den Entschädigungs-
klagen fordern jetzt einzel-
ne Agrargemeinschaften die
Abgeltung von besonderen
unternehmerischen Leistun-
gen. Auch hier geht es um
Millionenforderungen. (pn)

Nach dem Verfassungs- wies auch Verwaltungsgerichtshof
Entschädigungsklagen der Agrarier von 1,8 Mrd. Euro ab.

Österreichs Höchstgerichte ließen
Agraranwalt Bernd Oberhofer ein-
mal mehr abblitzen. Foto: Böhm

Politik in Kürze

N och wohnt Österreichs
Fußballstar David Ala-

ba nicht in seinem neuen
3,5-Millionen-Euro-Domi-
zil in Kirchberg. Wie Bür-
germeister Helmut Berger
betont, wurden bei der Bau-
behörde der Gemeinde noch
Umbauarbeiten beantragt.
Wenn diese abgeschlossen
sind und die Wohnung be-
zogen ist, muss dann in-
nerhalb von drei Tagen der
Wohnsitz in Kirchberg ge-
meldet werden. Das Pent-
house darf nämlich nicht als

Freizeitwohnsitz verwendet
werden.

D ass Kassenstellen in Ti-
rol weiterhin „Laden-

hüter“ bleiben – nur sechs
von 22 seit Februar ausge-
schriebenen konnten nach-
besetzt werden – liegt für
Tirols NEOS-Chef, LA Do-
minik Oberhofer, an der Be-
zahlung der Ärzte. DieTiroler
Gebietskrankenkasse spare
weiterhin lieber bei den Ti-
rolern als am eigenen Appa-
rat. „Das Geld muss endlich
bei den Patienten ankom-
men und darf nicht für fette
Zusatzpensionen und aufge-
blähte Strukturen ausgege-
ben werden.“ (TT, pn)

Alaba plant noch Umbauten in
seinem Kirchberger Penthouse

Alaba ist noch nicht eingezogen
und plant noch um. Foto: gepa


